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kultur.zeit. – 14.11. - 10 bis 17 uhr – grüne kulturpolitikerinnen laden zum gespräch – im deli am naschmarkt (ecke girardigasse/linke wienzeile)

Liebe Kulturinteressierte!

Eigentlich hatten wir geplant, im 4. Kulturbrief wie gewohnt die Arbeitsschwerpunkte Grüner KulturpolitikerInnen des letzten Halbjahres zusammenzufassen. Aufgrund der aktuellen Ereignisse und der vorgezogenen Neuwahlen verzichten wir jedoch diesmal auf eine Chronologie der vergangenen Monate zu den Bereichen Artothek, Film, Haus der Geschichte/Haus der Toleranz,  Historisches Museum der Stadt Wien, Kunstrestitution, Künstlersozialversicherung, Medienpolitik, Museumspolitik, Verlagswesen und Wiener Theaterlandschaft. Die aktuellen Presseaussendungen finden sich auf der Grünenhomepage unter http://www.gruene.at/.

Als Ergänzung dazu sei nur erwähnt, dass der Rechnungshof die Recherchen der Grünen zu den Bilanzen des Kunsthistorischen Museums aufgegriffen und eine Prüfung dieser Institution begonnen hat. Der Rohbericht soll noch diesen Herbst vorliegen.

Inhalt dieses Kulturbriefes sollen diesmal die kulturpolitischen Schwerpunkte der Grünen für die nächsten zwei, drei Jahre sein. Dazu zunächst ein Blick auf die jüngste Vergangenheit:

Drei Jahre schwarzblauer Politik haben großen Flurschaden im Kunst- und Kulturbereich hinterlassen. Doch nicht nur die restriktiven Budgetkürzungen für das mittlerweile gescheiterten Nulldefizit haben massiv zur Verschlechterung der sozialen Lage von KünstlerInnen und Kulturschaffenden beigetragen. Es fehlte vielmehr jede Initiative, um die drückendsten kulturpolitischen Probleme in diesem Land zu lösen.

Der von Beginn seiner Amtszeit mit dem Liebesentzug der Kulturszene völlig überforderte Staatssekretär Morak, ließ am meisten jene büßen, die es gewagt hatten, ihn für den Bruch seines Versprechens, für eine Koalition mit der FPÖ nicht zur Verfügung zu stehen, zu kritisieren. Die Folge waren überdurchschnittlich hohe Mittelkürzungen bei kritischen Initiativen. Die Aushungerung des österreichischen Films scheint dem Schwarz-Blauen Kulturkonservatismus bis zuletzt ein besonderes Anliegen zu sein, genauso wie einschneidende Subventionskürzungen bei der Literatur, der Musik oder Theatergruppen von Wien bis Vorarlberg, 

Die Strategie dieses „kulturpolitischen Schwerpunkts“ bestand in der Zerschlagung von Strukturen - sowohl in der Kunstszene durch Mittelentzug, als auch im eigenen Haus durch Entmachtung zahlreicher engagierter BeamtInnen. Als Ersatz für inhaltliche Initiativen und finanzielle Absicherung wurde exzessiv die Verleihung von Preisen und Auszeichnungen zelebriert – die besonders oft an Personen gingen, die aufgrund ihrer Reputation eben diese am wenigsten zum materiellen Überleben benötigen. Ein gewisser Hang zum Zynismus im Umgang mit Kulturschaffenden ist dem Herrn Staatssekretär daher also nicht abzusprechen. 

Trotzdem propagiert die ÖVP mit großem Eifer „ihre“  angeblich vier kulturpolitischen Erfolge, die bei näherer Betrachtung jedoch bald auf eine einzige Initiative zusammenschrumpfen – nämlich der Verteilung der steuerlichen Absetzbarkeit von KünstlerInneneinkommen auf drei Jahre. 

Die Künstlersozialversicherung – deren Gesetzesvorlage die Grünen als einzige Partei als  Mogelpackung abgelehnt haben, ist auch nach fast 2 Jahren nicht mehr als ein Pensionszuschuss für Wenige. Wenige nicht zuletzt auch deshalb, weil die vom Staatssekretariat vorgelegten KünstlerInnendefinitionen derart kurios sind, dass sich die Anerkennung des KünstlerInnenstatus für viele AntragstellerInnen offensichtlich als Lotteriespiel entpuppt hat. 

Die großangekündigten Konzepte im Bereich der Kreativwirtschaft haben keinem einzigen Künstler Geld aus der Wirtschaft gebracht, sondern scheinen nur ein Vorwand dafür zu sein, unter dem gefälligen Schlagwort „Kulturwirtschaft“ noch mehr Gelder aus dem Kulturbudget in die Wirtschaftsförderung zu verschieben.

Die Buchpreisbindung schließlich ist die Umsetzung einer Initiative auf europäischer Ebene, an deren Entstehen die Grüne EU-Abgeordnete Mercedes Echerer großen Anteil hatte und die von der damals neuen Regierung nur mehr beschlossen werden brauchte.

Wirklich eifrig hat sich die VP/F-Kulturpolitik in den vergangenen Monaten darin gezeigt, wenn es darum ging, bestimmte Personen mittels der Verlängerung oder der sehr schnell erfolgten Neubesetzung von leitenden Positionen in großen Kulturinstitutionen bis zum nächsten Jahrzehnt einzuzementieren.

Die Sozialdemokraten, die zuvor dreißig lange Jahre die Kulturpolitik dieses Landes bestimmt haben und selbst für die Abschaffung jenes Kunstministeriums verantwortlich sind, das sie jetzt wieder vehement fordern, fanden sich plötzlich in der Opposition wieder. In Wien ist vor knapp zwei Jahren Andreas Mailath-Pokorny mit ehrgeizigen Plänen angetreten, das  kulturpolitische Gegenkonzept zu Schwarz/Blau zu realisieren. Doch von der groß angekündigten Revolution ist nicht viel übrig geblieben: Die hehre Forderung nach einer gestaltenden Kulturpolitik blieb in der allgemeinen Spareuphorie auf der Strecke, die SPÖ in einer musealen, rückwärts gewandten Kulturauffassung stecken. In gewohnt paternalistischer Tradition wird auch hier die Besetzung von leitenden Positionen und die Vergabe von Fördermitteln nach parteipolitisch motivierten Interessen fortgeführt, während man sich vor wichtigen Diskussionsprozessen – wie zum Beispiel der Neugestaltung des Historischen Museums oder der Positionierung Wiens als Medienstandort - mehr oder weniger elegant herumdrückte. Ernsthafte Initiativen jedenfalls waren in den vergangenen zwei Jahren nicht wirklich zu erkennen.

Die Grünen wollen diese Zeit der Stagnation, des Abbaus von Strukturen und dem finanziellen Aushungern von Kulturinitiativen mit folgendem Maßnahmenpaket beenden:

Das wesentliche Ziel im Sinne des Grünen Kulturbegriffs besteht in der Einbindung der Kulturpolitik in eine größere gesellschaftliche Verantwortung und einer Ermutigung der BürgerInnen zu einem unmittelbaren Umgang mit Kunst und Kultur. Dies impliziert zudem ein Bekenntnis zu einer kompetenzüberschreitenden Zusammenarbeit und klaren Schwerpunktsetzungen im Sinne des Grünen Kulturprogramms. Grüne Kulturpolitik steht für Offenheit und Vielfalt und hat einen klaren zukunftsorientierten Gestaltungswillen. Grüner Gestaltungswille heißt den kritischen Diskurs und die Meinungsvielfalt sowie deren Verbreitung fördern und die richtige Balance zu finden zwischen zeitgenössischen und  traditionellen Kulturformen.

In der Umsetzung bedeutet das:

- Die Aufwertung der Kulturpolitik durch Gründung eines Kulturenministeriums, das die bisher zersplitterten Agenden Kunst-, Medien, Kultur- und Auslandskulturpolitik vereint (und nicht wiederum wie von der SPÖ gefordert als Anhängsel eines Bildungsministeriums fungiert). Die Auslandskultur wird von einem rein auf Repräsentation ausgerichteten Verständnis abgehen und österreichischen Beiträge in Beziehung zu anderen Kulturen setzen.

-  Ein klares Bekenntnis zu verstärkter Förderung gegenwärtiger Kunst und Kultur, für die zusätzlich 60 Mio Euro budgetiert werden. 

- Soziale Absicherung der Kulturschaffenden durch eine umfassende Künstlersozialversicherung (entsprechend dem von den Grünen im Sommer 2000 im Parlament eingebrachten Initiativantrag) auf dem Weg zur Grundsicherung sowie eine Reform des Urheber- bzw. Urhebervertragsrechts. In beiden Fällen (Finanzierung der Versicherungsfonds und Urhebervertragsrecht) sehen wir es als Aufgabe des Gesetzgebers sowohl auf europäischer als auch auf nationaler Ebene, bei diesem Balanceakt zwischen den Interessen der UrheberInnen, der Wirtschaft und den KonsumentInnen  den Status der UrheberInnen - als schwächstes Glied in dieser Kette  -  zu stärken. Es werden daher weder eine halbherzige Änderung der KünstlerInnensozialversicherung noch die Anpassung des österreichischen Urheberrechtes an die europäische Inforichtline ohne “Verankerung der Zweckübertragungstheorie“, den „Grundsatz der Unwirksamkeit einer Verfügung über unbekannte Nutzungsarten“ sowie den sg. „Bestsellerparagraphen eine parlamentarische Unterstützung durch die Grünen erfahren. 

- Reform der Kulturverwaltung vor allem in Hinblick auf Transparenz bei der Vergabe von öffentlichen Mitteln. Mittelfristig ist dafür auch ein Übergang zu dezentralen Vergabemodellen notwendig. Endlich muss auch eine systematische Koordination der kulturellen Aufgaben zwischen Bund, Ländern und Gemeinden ausgearbeitet werden. Es kann nicht sein, dass junge Initiativen vom Bund in die Länder, von den Ländern in die Gemeinden, und von dort wieder zurück zum Bund geschickt werden.

- Die verstärkte Förderung der Bereiche Ausbildung und Kulturvermittlung. Immer noch werden beinahe ausschließlich traditionelle Formen der Kunst vermittelt, während mediale, konzeptuelle oder aktivistische Ansätze sowie deren „crossovers“ unbeachtet bleiben. 

- Beauftragung eines Konzeptes zur österreichischen Museumslandschaft, in dem Doppelfunktionen aufgehoben und Fehlstellen gefüllt werden.  

- Reform und Demokratisierung der Medienpolitik. Die bisherige Gerätesteuer (Steuer auf Fernseh- und Radiogeräte) und die bisherige Zeitschriftenförderung werden in einem Topf zusammengefasst, der mit ungefähr 72 Millionen Euro gespeist ist. Daraus werden die Printförderung, die Förderung freier/nichtkommerzieller Radios, Minderheitensender, privates lokales Radio und TV, Presserat, Film, Neue Medien und die anstehende Digitalisierung elektronischer Medien finanziert. Die KommAustria soll neu als weisungsungebundene, integrierte Behörde reinstalliert werden. Im Bundeskommunikationssenat soll eine richterliche Mehrheit herrschen.

Ein besonderes Augenmerk liegt auf dem Vertriebswege. Hier soll eine Rückkehr zum begünstigten Zeitungstarif kommen, regional zum Kontraktionszwang für den Marktführer oder zu einer Liberalisierung der Postkästen.

Mit einer Novellierung des ORF-Gesetzes, wird dieser verstärkt von den Fesseln am Werbemarkt befreit werden. Der ORF sollte  mehr am Markt verdienen können, gleichzeitig darf dabei nicht auf eine öffentlich-rechtliche Programmgestaltung jenseits von Marktanteils- und Quotenzahlen verzichtet werden, wie dies etwa bei den kunst.stücken geschehen ist. Der ORF wird künftig für die Gebührenermäßigungen entschädigt werden. Grundsatz der Grünen ist: Sparen bei den Strukturen, aber nicht bei Angebot und Qualität. Unabhängig davon sind wir der Meinung, dass der ORF, seiner Aufgabe,  Kunst, Kultur und Bildung ihren verschiedenen Ausformungen ihren (Sende)Platz einzuräumen, nicht mehr genügend nachkommt und fordern dementsprechende radikale Reformen. Als zentrales Verbreitungsmedium hat der ORF auch die Verpflichtung, Kulturen in diesem Land bekannter zu machen, die nicht nach Quoten streben und nicht der Konstruktion österreichischer Identität dienen.

- Offensive Architekturpolitik mit dem Ziel, die Gesamtqualität von Planungs-, Bau- und Nutzungsprozessen als eine Integrations- und Kulturleistung der Gesellschaft wahrzunehmen und eine klare, definierte Rolle des Bundes zur Qualität der gebauten Umwelt, zum Stellenwert von Architektur zu entwickeln. Architekturpolitik heißt, den Staat in die Verantwortung zu nehmen und geeignete Rahmenbedingungen für die Entwicklung von Baukultur zu schaffen: als Bauherrin in den verschiedensten Ressorts und als Eigentümerin der Bundesimmobilengesellschaft (BIG), in deren gesetzlichen Auftrag Fragen der Baukultur, gleichrangig zu technisch- funktionalen, wirtschaftlichen und auch sozio- ökologischen Kriterien zu verankern sind; Entwicklung einer übergeordneten österreichischen Raumordnung; Verfassung einer Regierungserklärung zu Architektur- und Baukultur, die alle Ressorts binden soll. 

- Anpassung des Bundesgesetzes über die Rückgabe von Kunstgegenständen aus den Österreichischen Bundesmuseen und Sammlungen an die Erfahrungen der vergangenen Jahre, um zu gewährleisten, dass Restitution tatsächlich möglich gemacht und unbürokratischer durchgeführt werden kann.
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